
Aktenzeichen: 8 AZR 493/93 
Bundesarbeitsgericht 8. Senat Urteil vom 16. Februar 1995 

- 8 AZR 493/93 -

I. Arbeitsgericht
Frankfurt am Main

Urteil vom 26. Februar 1992 
- 7 Ca 410/91 -

II. Hessisches
Landesarbeitsgericht

Urteil vom 13. Januar 1993 
- 8 Sa 720/92 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein
Für die Fachpresse 
Für das Bundesarchiv

Ja
Nein

Entscheidungsstichwort:

Haftung des Arbeitnehmers, Einreisestrafe

Gesetz:
BGB § 611 Haftung des Arbeitnehmers, §§ 249, 254, 276 

Leitsätze:

Eine Flugbegleiterin, die entgegen einschlägiger Dienstvor­
schriften bei einem Flug keinen Reisepaß mit sich führt und 
damit eine von der Einreisebehörde gegen das Luftfahrtunter­
nehmen verhängte Einreisestrafe von 3.000 US-Dollar verur­
sacht, haftet ihrem Arbeitgeber wegen schuldhafter Verletzung 
des Arbeitsvertrages auf Schadensersatz. Die Haftung der 
Flugbegleiterin ist nach den Grundsätzen der Haftungsbe­
schränkung des Arbeitnehmers bei betrieblicher Tätigkeit zu 
mildern (vgl. Beschluß des Großen Senats des Bundesarbeitsge­
richts vom 27. September 1994 - GS 1/89 - NZA 1994, 1083, 
auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgese­
hen) . Darüber hinaus ist bei der Haftungsquote ein Mitver­
schulden des Arbeitgebers zu berücksichtigen, wenn das Luft­
fahrtunternehmen keinerlei Kontrolle zur Überprüfung der Ein­
reisedokumente der Flugbegleiterin vorgenommen hat.
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8 AZR 493/93
8 Sa 720/92 Hessisches Landesarbeitsgericht

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
16. Februar 1995

U r t e i l
Höhmann,
Reg.-Hauptsekretärin
als Urkundsbeamtin In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 16. Februar 1995 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Ascheid, die Richter Dr. Wittek und Dr. Müller-Glöge 
sowie die ehrenamtliche Richterin Iskra und den ehrenamtlichen
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Richter Schömburg für Recht erkannt:
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Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Hessischen Landesarbeitsgerichts vom 13. Ja­
nuar 1993 - 8 Sa 720/92 - teilweise aufgehoben.
Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Frankfurt am Main vom 26. Fe­
bruar 1992 - 7 Ca 410/91 - teilweise abgeändert 
und zur Klarstellung neu gefaßt:
Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 
3.020,00 DM nebst 4 % Zinsen hieraus seit dem 
14. Oktober 1991 zu zahlen. Im übrigen wird die 
Klage abgewiesen.

Die weitergehende Berufung und die weitergehende 
Revision werden zurückgewiesen.
Von den Kosten des Rechtsstreits haben die Kläge­
rin 1/3 und die Beklagte 2/3 zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob die als Flugbegleiterin 
bei der Beklagten beschäftigte Klägerin zur Erstattung einer Ein­
reisestrafe verpflichtet ist, die der Beklagten als Luftfahrtun­
ternehmen von der US-amerikanischen Einwanderungsbehörde aufer­
legt worden ist.

Die Klägerin ist seit 1980 bei der Beklagten als Flugbeglei­
terin zu einem Bruttomonatsgehalt von zuletzt ca. 5.000,00 DM be­
schäftigt. Die Beklagte setzte die Klägerin am 19. Januar 1991 
bei dem Flug 446 von Frankfurt/Main nach Atlanta/USA ein. Wäh­
rend des Fluges stellte die Klägerin beim Ausfüllen der Reisepa­
piere für die Vereinigten Staaten fest, daß sie ihren Reisepaß 
vergessen hatte. Trotz Verhandlungen mit der US-amerikanischen
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3
Einreisebehörde wurde die Beklagte von der Einreisebehörde mit 
einer Einreisestrafe in Höhe von 3.000,00 US-Dollar belegt. Die 
Beklagte hat darauf entsprechend ihrer Ankündigung im Schreiben 
vom 11. April 1991 den Gegenwert in Höhe von 4.530,00 DM in zwölf 
Monatsraten vom Personalkonto der Klägerin abgebucht.

Die Klägerin ist mit den Gehaltskürzungen nicht einverstan­
den. Sie hat die Auffassung vertreten, sie sei nicht zum Scha­
densersatz verpflichtet. Bei der gegen die Beklagte verhängten 
Geldstrafe habe es sich um eine Sanktion für eigenes Fehlverhal­
ten gehandelt. Durch die Strafandrohung sollten die Luftfahrt­
unternehmen dazu veranlaßt werden, Kontrollsysteme zu entwickeln, 
die die Einreise von Passagieren ohne gültige Dokumente verhin­
derten. Zumindest trage die Beklagte an dem entstandenen Schaden 
ein Mitverschulden, da sie beim sog. "Briefing" die Vollständig­
keit der Einreisepapiere der Besatzung nicht geprüft habe.

Die Klägerin hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 4.530,00 DM 
nebst 4 % Zinsen seit dem 14. Oktober 1991 zu 
zahlen.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Dazu hat die Beklagte vorgetragen, die Klägerin sei unter 
dem Gesichtspunkt der positiven Vertragsverletzung zur Erstattung 
der Strafe verpflichtet. Nach einer Dienstanweisung sei die Klä­
gerin verpflichtet gewesen, bei jedem Einsatz alle erforderlichen
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4
Dokumente mit sich zu führen. Auf die Einhaltung dieser Dienstan­
weisung habe sie, die Beklagte, laufend hingewiesen. Es könne ihr 
nicht zugemutet werden, während des Briefings noch einmal eine 
Kontrolle durchzuführen, ob das Flugpersonal sämtliche Einreise­
dokumente mitführe. Die Einreisestrafe solle die Einreise von 
Personen ohne die erforderlichen Dokumente verhindern. Die Strafe 
werde nur deshalb gegen das Luftfahrtunternehmen und nicht gegen 
den Passagier verhängt, weil auf dieses leichter zurückgegriffen 
werden könne und die Strafe somit gesichert sei. Es liege aber im 
Interesse der Behörde, daß das Luftfahrtunternehmen die Strafe 
dem Passagier aufbürde. Nur damit werde erreicht, daß jeder Flug­
gast selbst dafür Sorge trage, daß er nicht gegen Einreisevor­
schriften verstoße. Eine eigene Verpflichtung der Beklagten zur 
Überprüfung der Reisedokumente ihres fliegenden Personals beim 
Briefing vor Antritt des Flugs bestehe nicht. Andernfalls gingen 
die einschlägigen Dienstvorschriften, nach denen das einzelne Be­
satzungsmitglied für die Gültigkeit seiner Dokumente selbst ver­
antwortlich sei, ins Leere und die Eigenverantwortlichkeit der 
Flugbegleiter werde reduziert.

Die Vorinstanzen haben der Klage im vollen Umfang stattgege­
ben. Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihren Klageabwei­
sungsantrag weiter.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten hat teilweise Erfolg. Die Kläge­
rin hat der Beklagten den durch die Einreisestrafe entstandenen
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5
Schaden zu einem Drittel zu ersetzen. Die Beklagte hat deshalb in 
Höhe von 1.510,00 DM wirksam gegen die Gehaltsforderung der Klä­
gerin aufgerechnet. Diese kann von der Beklagten noch 3.020,00 DM 
nebst den verlangten Zinsen fordern.

A. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, bei der Einreise­
strafe handele es sich nicht um einen rechtlich ersatzfähigen 
Schaden, der unter dem Gesichtspunkt der Vertragsverletzung auf 
die Klägerin abgewälzt werden könne. Sinn der gegen das Luft­
fahrtunternehmen verhängten Einreisestrafe sei, daß dieses ein 
Kontrollsystem entwickele, das es ausschließe, daß Passagiere 
eines Luftfahrzeuges ohne gültige Dokumente überhaupt an Bord ge­
nommen werden. Erfülle die Beklagte bei der Überprüfung der Rei­
sedokumente vor Reiseantritt somit eine eigene Verpflichtung, sei 
es ihr verwehrt, die Einreisestrafe, die als Sanktion wegen der 
Verletzung ihrer Pflichten verhängt werde, auf das Personal abzu­
wälzen .

B. Diese Ausführungen halten einer revisionsrechtlichen Über­
prüfung nicht stand.

I. Die Klägerin haftet der Beklagten aus dem Gesichtspunkt der 
positiven Verletzung des Arbeitsvertrages auf Schadensersatz.

1. Die Klägerin hat ihre arbeitsvertraglichen Pflichten dadurch 
schuldhaft verletzt, daß sie am 19. Januar 1991 als Flugbegleite­
rin bei dem Flug 446 von Frankfurt/Main nach Atlanta/USA ihren 
Reisepaß nicht mit sich führte. Der Klägerin waren die für Flug­
begleiter bei der Beklagten bestehenden Dienstvorschriften be-

6

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


6

kannt, wonach Flugbegleiter bei jedem Einsatz alle erforderlichen 
Dokumente mit bei sich zu führen haben. So heißt es in den 
Dienstvorschriften für Flugbegleiter vom 1. Oktober 1990 (DV FLU) 
unter Kapitel 1.6.2.:

"AusweisVorschriften
Besatzungsmitglieder sind für die Gültigkeit
ihrer Dokumente selbst verantwortlich und haben
rechtzeitig für die Ausstellung, Verlängerung
bzw. Erneuerung zu sorgen.
Im Einsatz mitzuführende Dokumente:
- Reisepaß
- Visa
- Impfbescheinigung (WHO-Certificate)
- Crewnember-Certificate
- LH-Ausweis"

2. Die in den Dienstvorschriften festgelegte Verpflichtung des 
Flugbegleiters, bei jedem Auslandseinsatz alle erforderlichen Do­
kumente bei sich zu führen, soll nicht nur die Einreise des Flug­
begleiters ermöglichen, sondern auch das Luftfahrtunternehmen 
davor bewahren, daß es durch Einreisestrafen einen Schaden erlei­
det. Die Klägerin wußte auch, daß die Beklagte nach dem amerika­
nischen Einreiserecht (Immigration and Nationality Act) mit einer 
Einreisestrafe rechnen mußte, wenn ein Flugbegleiter ohne Reise­
paß in die USA einreiste. Hierauf war die Klägerin von der Be­
klagten in den Informationen für das Kabinenpersonal "cabin memo" 
hingewiesen worden.

3. Zu Unrecht meint das Landesarbeitsgericht, die Einreisestra­
fe sei kein ersatzfähiger Schaden. Zwar richtet sich die Einrei-

7

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


7
sestrafe gegen das Luftfahrtunternehmen und nicht gegen den ohne 
ausreichende Dokumente einreisenden Flugbegleiter. Veranlaßt wird 
die Einreisestrafe jedoch durch ein Fehlverhalten des Flugbeglei­
ters. Aus diesem Grund geht es hier nicht, wie das Landesarbeits­
gericht meint, um eine rechtlich zu mißbilligende Abwälzung einer 
allein den Arbeitgeber betreffenden Sanktion, sondern um die Haf­
tung des Arbeitnehmers für einen Schaden, den er schuldhaft durch 
Verletzung seiner Arbeitspflichten verursacht hat. Soweit mit der 
Einreisestrafe bezweckt werden soll, daß die Luftfahrtunternehmen 
Kontrollsysteme entwickeln, damit die Anbordnahme von Passagieren 
ohne gültige Dokumente vermieden wird, liegt zwar auch ein Ver­
schulden der Fluggesellschaft vor. Dieses ist jedoch lediglich 
unter dem Gesichtspunkt des Mitverschuldens des Arbeitgebers 
(§ 254 BGB) zu berücksichtigen.

II. Die Klägerin haftet entgegen der Auffassung der Beklagten 
nicht für den vollen Schaden. Es gelten die Grundsätze der Haf­
tungsbeschränkung des Arbeitnehmers bei betrieblicher Tätigkeit. 
Bei der Haftungsquote ist außerdem ein Mitverschulden der Beklag­
ten zu beachten.

1. Nach der Entscheidung des Großen Senats des Bundesarbeitsge­
richts vom 27. September 1994 (- GS 1/89 - NZA 1994, 1083, auch
zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen) finden 
die Grundsätze über die Beschränkung der Arbeitnehmerhaftung auf 
alle Arbeiten Anwendung, die durch den Betrieb veranlaßt sind und 
aufgrund eines Arbeitsverhältnisses geleistet werden. Die Anwen­
dung der Grundsätze ist nicht davon abhängig, daß die den Schaden 
verursachenden Arbeiten gefahrgeneigt sind. Diese Voraussetzungen
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liegen hier vor. Der Vorwurf fahrlässigen Verhaltens betrifft die 
durch Dienstanweisungen bestimmten Dienstpflichten der Klägerin.

2. Im Beschluß des Großen Senats vom 27. September 1994 sind 
die Grundsätze über die Beschränkung der Arbeitnehmerhaftung wie 
folgt zusammengefaßt worden:

Bei grober Fahrlässigkeit hat der Arbeitnehmer in aller 
Regel den gesamten Schaden zu tragen, bei leichtester Fahrlässig­
keit haftet er dagegen nicht, während bei normaler Fahrlässigkeit 
der Schaden in aller Regel zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
quotal zu verteilen ist. Ob und gegebenenfalls in welchem Umfang 
der Arbeitnehmer an den Schadensfolgen zu beteiligen ist, richtet 
sich im Rahmen einer Abwägung der Gesamtumstände, insbesondere 
von Schadensanlaß und Schadensfolgen, nach Billigkeits- und Zu- 
mutbarkeitsgesichtspunkten. Zu den Umständen, denen je nach Lage 
des Einzelfalles ein unterschiedliches Gewicht beizumessen ist 
und die im Hinblick auf die Vielfalt möglicher Schadensursachen 
auch nicht abschließend bezeichnet werden können, gehören der 
Grad des dem Arbeitnehmer zur Last fallenden Verschuldens, die 
Gefahrgeneigtheit der Arbeit, die Höhe des Schadens, ein vom Ar­
beitgeber einkalkuliertes oder durch Versicherung deckbares Risi­
ko, die Stellung des Arbeitnehmers im Betrieb und die Höhe des 
Arbeitsentgelts, in dem möglicherweise eine Risikoprämie enthal­
ten ist. Auch können unter Umständen die persönlichen Verhältnis­
se des Arbeitnehmers, wie die Dauer seiner Betriebszugehörigkeit, 
sein Lebensalter, seine Familienverhältnisse und sein bisheriges
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Verhalten, zu berücksichtigen sein.
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3. Die Klägerin handelte mit normaler Fahrlässigkeit. Der Senat 
konnte den Grad des Verschuldens der Klägerin selbst bestimmen, 
da nach den übereinstimmenden Erklärungen beider Parteien die 
maßgebenden Tatsachen vollständig festgestellt sind.

Wenn die Klägerin am 19. Januar 1991 vor Dienstantritt nicht 
ihre Dokumententasche auf Vollständigkeit überprüfte und erst 
während des Fluges in die USA bemerkte, daß sie den Reisepaß 
nicht mit sich führte, handelte sie nicht grob fahrlässig. Ange­
sichts eines durch ständige Wiederholung zur Routine werdenden 
Verhaltens kann das einmalige Vergessen der Kontrolle nach Voll­
ständigkeit der Papiere nicht als eine ungewöhnlich hohe Sorg­
faltspflichtverletzung angesehen werden. Andererseits ist das 
Verhalten der Klägerin nicht nur als leichteste Fahrlässigkeit zu 
werten. Bereits der Umstand, daß das Vergessen des Reisepasses 
für den Flugbegleiter nach dem Abflug irreparabel ist und zu 
einem folgenreichen Verstoß gegen Einreisevorschriften des Lande­
staates führt, schließt es regelmäßig aus, die unterbliebene Kon­
trolle als geringes Verschulden anzusehen. Anhaltspunkte dafür, 
daß die Klägerin die Kontrolle unterließ, weil sie überlastet war 
oder sich in einer Konfliktsituation befand, sind nicht ersicht­
lich .

4. Bei der Haftungsquote ist darüber hinaus auch ein Organisa­
tionsverschulden der Beklagten als Mitverschulden nach § 254 BGB 
zu berücksichtigen.

Die nach amerikanischem Einreiserecht gegen die Luftfahrtun­
ternehmen verhängten Einreisestrafen sollen die Fluggesellschaf-
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ten dazu anhalten, ein Kontrollsystem zur Überprüfung der Einrei­
sedokumente der von ihnen beschäftigten Flugbegleiter zu entwik,c- 
keln. Die Beklagte kann sich nicht mit Erfolg darauf berufen, 
ein solches Kontrollsystem sei ihr nicht zumutbar. Wie die Be­
klagte in ihrer hauseigenen Broschüre "Teamwork" selbst ausführt, 
prüft der "Purser" oder die "Purserette" (Chef der Kabinenbesat­
zung) beim "Briefing" vor Einsatzbeginn für eine Crew,
"ob die persönlichen Dokumente und Arbeitsunterlagen vollständig 
vorhanden und die Uniformen in einwandfreiem Zustand sind" (

Teamwork 2/91) . Die Beklagte handelt widersprüchlich, wenn 
sie nun erklärt, sie könne eine solche Kontrolle beim Briefing 
nicht vornehmen. Art und Weise sowie Umfang der Überprüfung kann 
das Luftfahrtunternehmen allerdings selbst bestimmen. Auch die 
Aufforderung des Pursers an die Flugbegleiter, in seiner Gegen­
wart beim Briefing die Einreisedokumente selbst auf Vollständig­
keit zu überprüfen, könnte genügen, um ein Fehlen des Reisepas­
ses, wie im vorliegenden Fall, zu bemerken. Wird, wie im Streit­
fall, aber keinerlei Kontrolle vorgenommen, liegt ein Mitver­
schulden des Luftfahrtunternehmens vor.

III. Die Beklagte hat gegen die Gehaltsansprüche der Klägerin in 
Höhe von 1.510,00 DM wirksam aufgerechnet. Diesen Betrag kann die 
Beklagte von der Klägerin als Schadensersatz verlangen.

Die Klägerin haftet gegenüber der Beklagten aus positiver 
Vertragsverletzung unter Berücksichtigung der Grundsätze der Haf­
tungsbeschränkung des Arbeitnehmers bei betrieblicher Tätigkeit 
und eines Mitverschuldens des Arbeitgebers zu einem Drittel des 
eingetretenen Schadens. Die Parteien haben in einem Vergleich vor
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dem Senat erklärt, sie seien darüber einig, daß im Falle der Haf­
tung der Klägerin eine Haftungsquote von einem Drittel anzunehmen 
sei. Damit konnte der Senat, nachdem eine Haftung der Klägerin zu 
bejahen war (siehe oben unter I. und II.), ohne weitere Prüfung 
von der vergleichsweise vereinbarten Haftungsquote ausgehen.

Bei einem unstreitigen Schaden der Beklagten in Höhe von 
4.530,00 DM ergibt dies einen Schadensersatzanspruch der Beklag­
ten gegen die Klägerin von 1.510,00 DM. Nach Aufrechnung mit die­
sem Betrag verbleibt der Klägerin ein von der Beklagten zu Un­
recht einbehaltenes Gehalt von 3.020,00 DM. In dieser Höhe hat 
die Klage Erfolg. Der Zinsanspruch rechtfertigt sich nach §§ 288, 
291 ZPO.

Ascheid Dr. Wittek Müller-Glöge
Schömburg R. Iskra
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